
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
10.06.2026 Oppenheim, den   
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043-521.12-2026-16 

Vorlage: 043/2026/0049 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

07.07.2026 6 Öff.    

Stadtrat Nierstein 03.09.2026 13.6 Öff.    

 
    

 
Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bleichweg; Flur 1, Flurstück 826/3  
Fristende: 21.07.2026 
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit 6 Wohnungen und 9 Stellplätzen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag sowie zu den Abweichungen von der Ge-
staltungssatzung sowie der Stellplatzsatzung der Stadt Nierstein das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag  
    
    

(Rech)  (Crosland) Stellv.  
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 
im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-
Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und Ge-
meinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit be-
rühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren 
vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, wenn 
sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das zustän-
dige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, verbun-
den mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt als 
Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fris-
tende: 21.07.2026.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 6 Wohnungen 
und 9 Stellplätzen. 
 
Dem vorliegenden Bauantrag liegt eine positive Bauvoranfrage zugrunde. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und zu-
gleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, Grund-
stücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
 
• Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
 
Im Rahmen des Bauantrags werden insgesamt 3 Abweichungen von bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen beantragt. Zweimal soll von den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungs-
satzung und einmal von der Festsetzung der Stellplatzsatzung zur Zahl der bauordnungsrechtlich 
notwendigen Stellplätze abgewichen werden. 
Bei den Abweichungen von den gestalterischen Festsetzungen handelt es sich um die Anordnung 
der Balkone sowie die Dachneigung des vorgesehenen Mansarddaches. 
Gemäß den Festsetzungen der Gestaltungssatzung sollen Balkone bei Neubauten bevorzugt am 
rückwärtigen, von der Straße abgewandten Teil des Gebäudes angeordnet werden. Aufgrund des 
vorgesehenen Grenzanbaus an die nördliche Nachbargrenze und der Orientierung des Gebäudes 
nach Süden zur Straße hin, ist dies im vorliegenden Fall nicht möglich. Die Balkone sind an der 
seitlichen und teilweise auch an der straßenseitigen Gebäudefassade angeordnet  
Mansarddächer sind im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung grundsätzlich zulässig. Es ist 
festgesetzt, dass die Dachneigung des unteren und steileren Teils eines Mansarddaches bei min-
desten 75° liegen soll. Im vorliegenden Fall ist hier eine Dachneigung von lediglich 40° Neigung 
vorgesehen dies entspricht einer zulässigen Dachneigung für ein Hauptdach.  
Die gestalterischen Abweichungen werden in der Gesamtschau des Vorhabens seitens des die 
Gestaltungssatzung betreuenden Planungsbüro Deubert als verträglich bewertet. 
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Gemäß der Stellplatzsatzung sind für Wohnungen mehr als 40 m2 Wohnfläche mindestens 2 Stell-
plätze je Wohnung nachzuweisen. Auf dem Grundstück können für insgesamt 6 Wohnungen die-
ser Größe jedoch nur 9 Stellplätze Nachgewiesen werden. Der Bauherr verweist auf die innerstäd-
tische Lage des Baugrundstücks mit der guten fußläufigen Versorgungssituation sowie auf die er-
gänzenden Fahrradstellplätze und besantragt, den Stellplatzschlüssel auf 1,5 Stellplätze je Woh-
nung zu reduzieren. 
 
 
• Gestaltungssatzung / Stellungnahme Büro Deubert  
 
Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Stadt Nierstein so-
wie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet. 
Zum Bauantrag wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine Stellungnahme nach 
§ 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung eingeholt. 
Eine erste Stellungnahme zum Vorhaben wurde bereits im Rahmen der Bauvoranfrage mit Schrei-
ben vom 20.11.2025 gegeben. Darin legt das Büro Deubert dar, dass sich der vorgesehene Bau-
körper – soweit aus den im Rahmen der Bauvoranfrage vorgelegten Planunterlagen erkennbar – 
in Größe und Kubatur in die Eigenart der umgebenden Bebauung einfügt. 
 
Zum nun vorliegenden Bauantrag hat das Büro Deubert wie folgt Stellung genommen: 
„Mit den nun vorliegenden Bauantragsunterlagen wurde die Planung weiter ausgearbeitet und 
konkretisiert. Die wesentlichen Aussagen der städtebaulichen Stellungnahme vom 20.11.2025 
werden durch die vorgelegte Entwurfsplanung bestätigt. Der Baukörper fügt sich hinsichtlich sei-
ner Dimensionierung und seiner städtebaulichen Wirkung weiterhin in die vorhandene Bebau-
ungsstruktur ein.  
Die Planung wurde darüber hinaus im Hinblick auf die Vorgaben der Gestaltungssatzung der Stadt 
Nierstein geprüft. Die wesentlichen Anforderungen der Satzung werden berücksichtigt. Für ein-
zelne von den Festsetzungen der Gestaltungssatzung abweichende Ausführungen wurden ent-
sprechende Abweichungsanträge eingereicht. Dies betrifft die straßenseitige Anordnung der Bal-
kone und die Dachausbildung. Die beantragten Abweichungen sind aus städtebaulicher Sicht 
vertretbar und stehen den Zielsetzungen der Gestaltungssatzung nicht entgegen. 
Hinsichtlich der Stellplatzsatzung der Stadt Nierstein wurde ebenfalls ein entsprechender Abwei-
chungsantrag gestellt. Die Entscheidung über die Zulässigkeit dieser Abweichung obliegt der 
Stadt Nierstein im Rahmen ihrer Zuständigkeit. 
Zusammenfassend bestehen gegen das Vorhaben einschließlich der beantragten Abweichungen 
aus städtebaulicher Sicht keine Bedenken. Die Planung fügt sich in die vorhandene Bebauungs-
struktur ein und berücksichtigt die wesentlichen Zielsetzungen der Gestaltungssatzung.  
Dem Bauausschuss bzw. Stadtrat wird empfohlen, dem Bauvorhaben sowie den beantragten Ab-
weichungen aus städtebaulicher Sicht zuzustimmen.“ 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Statt der gemäß Stellplatzsatzung vorgesehenen Anzahl von 12 Stellplätzen für 6 Wohnungen 
mit einer Fläche von jeweils mehr als 40 m2 können lediglich 9 Stellplätze, also 1,5 Stellplätze je 
Wohnung auf dem Grundstück nachgewiesen werden. 
 
 
  
 



 


